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Religiös motivierte Übergriffe gegenüber nicht muslimischen Schülern an weiterführen-
den Schulen in NRW 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Die Meldungen zu religiös motivierten Übergriffen gegenüber nicht muslimischen Mitschülern 
in den Medien häufen sich. Radikal-islamische Schüler mobben Mitschüler als „Nichtgläubige“. 
Schülerinnen berichten, dass sie sich nicht mehr trauten, ihr Pausenbrot in der Schule zu es-
sen, weil sie mit einem herabwürdigenden Tiervergleich beschimpft wurden. Das berichtet 
jüngst die „Hamburger Morgenpost“. Ein jüdischer Leser erzählt, seine Tochter sei in der 
Grundschule von einer muslimischen Schülerin und deren Mutter mit einem Ungeziefer-Ver-
gleich beschimpft worden.1  
 
Auch in NRW kommt es seit Jahren zu Übergriffen muslimischer Schüler auf nicht muslimische 
Mitschüler, wie die folgenden Schlagzeilen belegen: 
 

• „Mobbing gegen deutsche Schüler auch im Revier (PAZ 25.11.2010): „Auch im Ruhrge-
biet gibt es Fälle von „Deutschenfeindlichkeit“ junger Muslime gegen deutsche Schüler. 
Doch die Schulen scheuen sich, mit dem Problem an die Öffentlichkeit zu gehen, trotz 
zahlreicher entmenschlichender und rassistischer Beschimpfungen, die sich deutsche 
Schülerinnen und Schüler besonders in Problembezirken von muslimischen Mitschülern 
anhören müssen."  2 

 

• „Mobbing wegen falscher Kleidung? (Focus 16.06.2023): Strenggläubige Muslime 
drangsalieren Mitschüler an Bonner Schule““3 

  

 
1 https://paz.de/artikel/aktuell-gew-verharmlost-mobbing-an-nichtglaeubigen-a14742.html 
2 https://www.waz.de/politik/article401831265/mobbing-gegen-deutsche-schueler-auch-im-revier.html 
3 https://www.focus.de/politik/deutschland/mobbing-wegen-falscher-kleidung-strengglaeubige-mus-
lime-drangsalieren-mitschueler-an-bonner-schule_id_196552572.html 
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• „Scharia-Vorfall an Schule in Neuss: Nicht der erste Fall dieser Art (WDR 29.01.2024): 
An einer Gesamtschule in Neuss sollen Oberstufenschüler strenge Regeln gefordert ha-
ben, die der islamischen Scharia entsprechen. Es ist nicht der erste Fall dieser Art in 
NRW, bestätigt das Schulministerium dem WDR. Und noch immer sind viele Fragen 
offen.“4 

 

• „Kopftuch, Fasten, Konvertieren? Was an deutschen Schulen wirklich passiert (Focus 
24.04.2024)“: „Themen wie Selbstbestimmung, Kleidungswahl und Religion können zu 
Abwertung und Mobbing führen. Betroffen seien nicht nur deutsche Schüler ohne Mig-
rationshintergrund, sondern auch alevitische Schüler, liberale Muslime und Juden. Ei-
nige dieser Schüler würden sogar Opfer von Gewalt. Andere passten ihr Verhalten an, 
und manche konvertierten zum Islam, um den Schulalltag leichter zu meistern.“5  

 

• „Mobbing an Grundschule in Dortmund (Ruhrnachrichten 28.01.2025): ,Wir spielen nicht 
mit dir, weil du Schwein isst.‘“6 

 

• „Getrennter Abi-Ball? Streit an Gymnasium in Essen (RTL 13.06.2025): An einem Esse-
ner Gymnasium haben muslimische Schüler vorgeschlagen, den Abi-Ball nach Ge-
schlechtern getrennt zu feiern.“7 Die Idee wurde verworfen, steht aber für Probleme, die 
auch andere Schulen kennen.8 

 
Dieser kleine Ausschnitt verdeutlicht die Brisanz des Themas religiös motivierter Übergriffe an 
Nordrhein-Westfalens Schulen.  
 
Der Anteil von Schülern muslimischen Glaubens an Schulen in NRW betrug im Schuljahr 
2024/2025 im Durchschnitt bereits 20,3 Prozent, davon an Hauptschulen 35,9 Prozent, an 
Realschulen und Gesamtschulen 26,9 bzw. 25,1 Prozent.  
 
 
Die Ministerin für Schule und Bildung hat die Kleine Anfrage 7047 mit Schreiben vom  
11. März 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister des Innern 
beantwortet. 
 
 
Vorbemerkung der Landesregierung 
 
Die Landesregierung steht für das Recht auf freie Ausübung der Religion ein. Dieses Recht 
findet seine Grenzen jedoch grundsätzlich dort, wo Freiheitsrechte anderer Menschen durch 
die Ausübung dieses Rechts beeinträchtigt werden. Dies kann durch einen religiös motivierten 
Extremismus geschehen. Die Landesregierung stellt sich daher gegen jede Form von Extre-
mismus. Religiös motivierter Extremismus und andere Formen von Extremismus haben keinen 
Platz an Schulen. Diese sind Orte, an denen sich alle am Schulleben Beteiligten sicher und 
gut aufgehoben fühlen müssen. Die Landesregierung unternimmt alles, um die Schulen best-
möglich dabei zu unterstützen, auch gegen islamistische Tendenzen vorzugehen. Klar ist aber 

 
4 https://www1.wdr.de/nachrichten/rheinland/scharia-schueler-neuss-100.html 
5 https://www.focus.de/familie/schule/insider-berichten-kopftuch-fasten-konvertieren-der-islam-stress-
an-deutschen-schulen_id_259884850.html 
6 https://www.ruhrnachrichten.de/dortmund-west/mobbing-schopenhauer-grundschule-dortmund-
schueler-muslim-religion-eltern-w986803-2001533558/ 
7 https://www.rtl.de/rtl-west/getrennter-abi-ball-streit-an-gymnasium-in-essen-id4415701.html 
8 https://www.waz.de/lokales/essen/article409231359/gymnasiasten-wollten-abi-nach-geschlechtern-
getrennt-feiern.html 
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auch: Der religiös motivierte Extremismus ist nicht nur ein schulisches, sondern ein gesamt-
gesellschaftliches Problem, dem gemeinsam entgegengetreten werden muss. 
 
 
1. Wie viele Fälle von religiös motivierten Übergriffen gegenüber nicht muslimischen 

Schülern wurden seit Beginn der Legislaturperiode registriert/gemeldet? Bitte für 
jedes Jahr einzeln angeben. 

 
2. Welche Herkunftsländer sind am stärksten vertreten? Bitte in absoluten Zahlen 

und prozentual ausweisen. 
 
Die Fragen 1 und 2 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. 
 
Datenquelle zur Beantwortung der Fragen ist der Kriminalpolizeiliche Meldedienst in Fällen 
der Politisch motivierten Kriminalität (KPMD-PMK). Die statistische Erfassung erfolgt bundes-
weit einheitlich auf der Grundlage des im Jahr 2001 von der Ständigen Konferenz der Innen-
minister und -senatoren der Länder beschlossenen Definitionssystems PMK. Die Fallzahlen 
im Bereich der PMK stellen eine Zusammenstellung aller der Polizei bekannt gewordenen, 
politisch motivierten, strafrechtlichen Sachverhalte unter Beschränkung auf ihre erfassbaren, 
wesentlichen Inhalte dar. 
 
Der PMK-Religiöse Ideologie werden danach Straftaten zugeordnet, wenn in Würdigung der 
Umstände der Tat und/oder der Einstellung des Täters Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass 
eine religiöse Ideologie entscheidend für die Tatbegehung war. Eine Auswertung zu religiös 
motivierten Straftaten, die sich an Bildungseinrichtungen ereignen, kann im KPMD-PMK aus-
schließlich über die Tatörtlichkeit „Schule, Universität, sonstige Bildungseinrichtung“ erfolgen. 
Nicht erfasst sind dabei Straftaten, die zwar einen Bezug zum Schulalltag aufweisen (etwa auf 
Klassenfahrten oder dem Schulweg), jedoch außerhalb der Tatörtlichkeit „Schule, Universität 
oder sonstige Bildungseinrichtung“ begangen wurden. 
 
Seit Beginn der aktuellen Legislaturperiode im Juni 2022 bis einschließlich 2025 wurde im 
KPMD-PMK kein Fall erfasst, in dem ein Schüler oder eine Schülerin im Sinne der Anfrage 
konkret betroffen war. 
Detaillierte Angaben zu potentiell relevanten Prüffällen im Sachzusammenhang, die gemäß 
dem „Handlungskonzept der Polizei des Landes Nordrhein-Westfalen zur Früherkennung des 
politisch motivierten Extremismus und Terrorismus sowie der Politisch motivierten Kriminalität“ 
erfasst werden, erfordern die Einbindung aller Kriminalhauptstellen sowie des Landeskriminal-
amtes Nordrhein-Westfalens sowie eine händische Sonderauswertung, die in der zur Verfü-
gung stehenden Zeit zur Beantwortung einer Kleinen Anfrage nicht leistbar ist. 
 
 
3. Welche Hilfe erfahren Schüler, die Opfer von religiös motivierten Übergriffen mus-

limischer Mitschüler geworden sind? 
 
Der Polizeiliche Opferschutz beginnt bereits beim Erstkontakt mit der Polizei bzw. im Rahmen 
der Anzeigenaufnahme. Dabei werden die Opfer von Straftaten über ihre Rechte informiert 
und auf Hilfs- und Unterstützungseinrichtungen hingewiesen. Im Rahmen der Opfernachsorge 
erfolgt eine zielgerichtete Kontaktaufnahme mit den Opfern, um weitergehenden Unterstüt-
zungsbedarf festzustellen und Angebote der Hilfe beziehungsweise Beratung zu unterbreiten. 
Bei kindlichen oder jugendlichen Opfern werden deren Erziehungsberechtigte durch die Sach-
bearbeitung der Fachkommissariate oder durch die/den Opferschutzbeauftragte/n der zustän-
digen Kreispolizeibehörde (KPB) über den weiteren Verlauf des Opferschutzes und der 
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Opferhilfe in Form eines Hilfegespräches informiert. Bei den Hilfegesprächen mit den Eltern 
werden diese auf die regionalen Hilfestrukturen hingewiesen. 
 
Sind die Erziehungsberechtigten mit der Weitergabe der Kontaktdaten einverstanden, werden 
diese an eine geeignete Beratungsstelle weitergleitet, die dann proaktiv auf das Opfer bzw. 
die Eltern zugeht.  
 
Das Präventionsprogramm "Wegweiser – Stark ohne islamistischen Extremismus" bietet fer-
ner persönliche Betreuung und Beratung für von Extremismus betroffene junge Menschen und 
deren Umfeld, sowie Sensibilisierung und allgemeine Informationen zum Thema an. Ein 
Schwerpunkt der Arbeit sind Veranstaltungen in Schulen. Die landesweit flächendeckende Be-
ratungsstruktur mit 24 Standorten ermöglicht dabei eine schnelle und ortsnahe Unterstützung 
von Ratsuchenden. Der Wegweiser-Chat bietet zudem eine weitere niedrigschwellige und 
anonyme Kontaktmöglichkeit insbesondere für eine jüngere Zielgruppe. 
 
Einen wichtigen Beitrag bei der Extremismusbekämpfung leisten die Fachkräfte für System-
bezogene Extremismusprävention (SystEx), die sowohl bei der Schulpsychologie als auch 
beim Schulischen Krisenmanagement in den Bezirksregierungen angesiedelt sind. Bei den 
schulpsychologischen Diensten sind die bisherigen 54 Fachkräfte für Systembezogene Extre-
mismusprävention angesiedelt. Sie unterstützen Schulen durch eine Systemberatung dabei, 
extremistischer Gewalt an Schulen vorzubeugen und bei konkreten Vorfällen handlungssicher 
einschreiten zu können. Zum Schuljahr 2025/2026 wurden 54 weitere Stellen für Fachkräfte 
für Systembezogene Extremismusprävention bereitgestellt. Durch diese zusätzliche Bereit-
stellung unterstreicht die Landesregierung, wie wichtig ihr die Beratung und Unterstützung von 
Schulen im Bereich der Extremismusprävention sind. Zudem werden diese Angebote von 
Schulen gut genutzt. 
 
 
4. Welche Maßnahmen plant die Landesregierung, um religiös motivierte Übergriffe 

gegenüber nicht muslimischen Schülern entgegenzuwirken? 
 
Im Kontext der Verhütung und Bekämpfung der Jugendkriminalität, unter anderem der religiös 
motivierten Gewaltkriminalität (physischen wie psychisch), arbeitet die Polizeiliche Kriminal-
prävention eng und vertrauensvoll mit Schulen zusammen und unterstützt diese mit ihrer kri-
minalfachlichen Expertise bei der Planung und Umsetzung von Maßnahmen, Konzepten, Pro-
jekten, Programmen und Kampagnen mit pädagogischer oder erzieherischer Zielrichtung.  
 
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Organisationseinheiten Kriminalprävention/Opfer-
schutz (KPO) in den Kreispolizeibehörden halten anlassbezogen – beispielsweise an Schulen 
– digitale sowie analoge Vorträge zu den unterschiedlichen Themenfeldern der Kriminalprä-
vention. Dies umfasst alle Gewaltformen, einschließlich religiös motivierter Gewaltkriminalität. 
 
Gemäß dem gemeinsamen Runderlass „Zusammenarbeit bei der Verhütung und Bekämpfung 
der Jugendkriminalität“ des Ministeriums des Innern, des Ministeriums für Kinder, Jugend, Fa-
milie, Gleichstellung, Flucht und Integration, des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und So-
ziales, des Ministeriums für Schule und Bildung und des Ministeriums der Justiz vom 19. No-
vember 2019 bietet die Polizei Nordrhein-Westfalen allen Schulen bilateral oder im Rahmen 
von Ordnungspartnerschaften Kooperationen an, die auf die Verhinderung von Straftaten 
durch Schülerinnen und Schüler sowie auf eine Verbesserung des Schutzes von Schülerinnen 
und Schülern und Lehrerinnen und Lehrern vor Straftaten gerichtet sind. 
 
Mit der aktuellen Kooperation „miteinander.stark.sicher – Gemeinsam für eine gewaltfreie 
Schule“, des Ministeriums des Innern und des Ministeriums für Schule und Bildung verfolgen 
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Schule und Polizei das gemeinsame Ziel, Gewalt im Schulkontext vorzubeugen, Vertrauen in 
die Polizei zu stärken und Lehrkräfte im Umgang mit Aggressionen und Auseinandersetzun-
gen zu stärken. 
 
Das Programm Polizeiliche Kriminalprävention der Länder und des Bundes (ProPK) verfolgt 
das Ziel, die Bevölkerung, Multiplikatoren, Medien und andere Präventionsträger über Erschei-
nungsformen der Kriminalität und Möglichkeiten zu deren Verhinderung aufzuklären. Dies ge-
schieht unter anderem durch kriminalpräventive Presse- und Öffentlichkeitsarbeit und durch 
die Entwicklung und Herausgabe von Medien, Maßnahmen und Konzepten, welche die örtli-
chen Polizeidienststellen in ihrer Präventionsarbeit unterstützen. Zu den Themen „Jugendge-
walt“, „Politisch motivierte Kriminalität“ und „Radikalisierung“ hält das ProPK folgende Informa-
tionen bereit: 
 

• Informationsangebot „Polizei für dich“ für Kinder und Jugendliche: Im Themenkomplex 
„Hass-Gewalt-Politik“ informiert das ProPK Kinder und Jugendliche mit den Online-Arti-
keln „Politisch motivierte Kriminalität – rechts“, „Politisch motivierte Kriminalität – links“, 
„Politisch motivierte Kriminalität von Ausländern“, „Islamistisch motivierte Kriminalität“, 
„Hasskriminalität“, „Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit“ und „Extrem im Netz“. 

 

• Medienpaket „Junge Menschen stärken – Radikalisierung vorbeugen“: Das Medienpa-
ket, bestehend aus einer Handreichung mit Videoclips, richtet sich an Präventionsak-
teure in Schule und Jugendarbeit. Darin behandelt werden die Themen Integration, Po-
litisch motivierte Kriminalität und Zivilcourage. 

 

• Handreichung „Herausforderung Gewalt“: Die Handreichung richtet sich an Lehrkräfte 
und pädagogische Fachkräfte. 

 
Ergänzend sei – wenngleich nicht im direkten Zusammenhang mit den Angeboten der polizei-
lichen Kriminalprävention der Länder und des Bundes stehend – erwähnt: Der „Abschlussbe-
richt zur wissenschaftlichen Evaluierung des islamischen Religionsunterrichtes in Nordrhein-
Westfalen gemäß § 133 Abs. (3) des SchulG NRW“, der am 21. Januar 2026 im Landtag 
Nordrhein-Westfalen vorgestellt wurde, belegt „den hohen pädagogischen und gesellschaftli-
chen Stellenwert“ des Faches und sieht darin ein wesentliches „Potenzial zur Identitätsent-
wicklung junger Musliminnen und Muslime“. Er vermittelt Werte wie Toleranz, Pluralität und 
die Vereinbarkeit von Glauben und Demokratie. Der islamische Religionsunterricht werde als 
„Raum wahrgenommen, in dem Schülerinnen und Schüler lernen können, ihren Glauben re-
flektiert, verantwortungsbewusst und im Einklang mit demokratischen Werten zu leben. Zu-
gleich wird der IRU als „pädagogische Gegenkraft zu einseitigen oder extremistischen Deu-
tungen in sozialen Medien verstanden.“ (S.7 ff) Der islamische Religionsunterricht bietet jun-
gen Musliminnen und Muslimen also die Möglichkeit, sich mit ihrer Religion im Rahmen eines 
verfassungsgebundenen Unterrichts kritisch und reflektiert auseinanderzusetzen. Damit wirkt 
er identitätsstiftend und kann potenziellen Radikalisierungstendenzen vorbeugen. 
 
Darüber hinaus haben alle Schülerinnen und Schüler die Hausordnung ihrer Schule zu beach-
ten. Zudem gilt das Gebot der gegenseitigen Rücksichtnahme. Diese gilt nicht nur für religiös 
motivierte Übergriffe, sondern für alle Übergriffe. Des Weiteren hat jede Schule die Möglich-
keit, mit erzieherischen Einwirkungen und Ordnungsmaßnahmen zu reagieren. 
 


